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Liebe Freunde,

BERLIN AKTUELL

Verden-Osterholz

wir haben eine spannende Sitzungswoche hinter uns. Diese Wo-
che war die Frist, an dem die Bundesministerien dem Bundesfi-
nanzminister ihre Einzelpläne hätten vorlegen sollen. Nach wie 
vor haben wir ein Defizit von 20 Milliarden in den Ampel-Pla-
nungen. 
Defizitär ist auch die Kommunikation und Vorgehensweise des 
Bundesministers Habeck beim neuen LNG-Terminal in Mukran.
Auch wurde diese Woche der Gesetzgebungsprozess für das 
neue Gebäudeenergiegesetz gestartet. Allerdings ist das Ge-
setz noch nicht ansatzweise reif und gerade die strittigen Punk-
te sollen nun noch schnell bis zum 07. Juli geklärt werden.
Dass die benötigte Wärmewende auch anders geht, davon 
konnte ich mich letzte Woche persönlich auf der „Haustechnik 
aktuell“-Messe überzeugen. 
Diese Woche durfte ich zudem wieder einige Gruppen im Bun-

destag begrüßen und mit ihnen angeregt über Politik diskutie-
ren.

Mehr zu diesen Themen unten.

Ich wünsche Ihnen viel Spaß beim Lesen!

Herzliche Grüße

Ihr/Euer

Andreas Mattfeldt

Unser Leitantrag der Woche: Bundeshaushalt 
für 2024 vorlegen, Haushaltskrise abwenden

Am Montag verstrich eine Frist, innerhalb der die Ressorts 
ihre Einzelpläne für die Aufstellung des Bundeshaushalts 
2024 beim Bundesfinanzministerium vorlegen sollten. Annä-
hernd 20 Milliarden Euro beträgt das zu deckende Defizit im 
Bundeshaushalt, wenn die im Grundgesetz verankerte Schul-
denbremse eingehalten werden soll. Darüber hinaus gibt es 
finanzintensive Wünsche an Mehrbedarf aus den Reihen der 
Bundesregierung. Bundeskanzler Scholz und Bundesfinanzmi-
nister Lindner haben es bis dato nicht geschafft, die Realitä-
ten des Haushalts mit den Wünschen der Ampel-Koalitionäre 
unter einen Hut zu bringen. 

Das Unvermögen von Bundeskanzler Scholz und Bundesfi-
nanzminister Lindner zur Aufstellung eines Bundeshaushalts 
zeigt die innere Zerrissenheit der Koalition. Anstatt utopi-
schen Wünschen für immer mehr Ausgaben braucht es jetzt 
eine aufrichtige Ausgabenkritik. Der Bundeshaushalt muss 
Anreize für Wachstum setzen und darf die Deindustrialisie-
rung Deutschlands nicht weiter befeuern. 

Wir fordern von der Ampel, noch vor der parlamentarischen 
Sommerpause einen Regierungsentwurf für den Bundeshaus-
halt 2024 vorzulegen. Dabei sind jegliche Versuche, die Schul-
denbremse zu umgehen, zu unterlassen. Stattdessen braucht 
es eine echte Prioritätensetzung, eine ernsthaft verfolgte 
Stelleneinsparung in den Ministerien und den Verzicht auf 
Steuererhöhungen. Wir werben für ein Bekenntnis zum Zwei-
Prozent-Ziel der NATO. Zusätzlich sind Maßnahmen geboten, 
die zur Überwindung des Wirtschaftsabschwungs, zu langfris-
tiger Preisstabilität sowie zu mehr Wettbewerbsfähigkeit und 
Wachstum führen.

Aktuelle Stunde: Den zunehmenden Medika-
mentenmangel beseitigen – Ursachen bekämp-
fen, Gefahren abwenden und kurzfristige Abhil-
fe schaffen.

Die Hilferufe von Ärzten, Apothekern, Patienten und Eltern 
über fehlende Medikamente werden immer lauter. Es fehlt an 
Fiebersäften, Antibiotika, Insulin und Krebsmedikamenten. Die 
Lieferengpässe verschärfen sich weiter, die Versorgungslage 
verschlechtert sich. Dies ist auch einer der Gründe für den bun-
desweiten Apothekenstreik. 

Bereits seit Mitte des vergangenen Jahres warnen wir vor Ver-
sorgungsengpässen und dem unhaltbaren Missstand fehlender 
Medikamente. Das ist für alle Betroffenen ein unhaltbarer Zu-
stand. Statt Sofortmaßnahmen zu ergreifen, beschränkt sich 
die Ampel auf die Ankündigung von Maßnahmen, die den Man-
gel bestenfalls erst langfristig beheben. Das wird der schwer er-
träglichen akuten Lage nicht gerecht. 

In einem umfangreichen Antrag haben wir konkrete Lösungs-
vorschläge unterbreitet: Wir haben die Bundesregierung unter 
anderem aufgefordert, unverzüglich einen Beschaffungsgipfel 
einzuberufen, alternative Beschaffungsmöglichkeiten zu eröff-
nen, sich für eine effektivere Beschaffung von Arzneimitteln auf 
europäischer Ebene – auch mit dem Ziel einer Rückverlagerung 
der Produktion – einzusetzen. Passiert ist seitdem nichts We-
sentliches – außer vielen Ankündigungen von Bundesgesund-
heitsminister Lauterbach. Das muss sich ändern. In der Debatte 
zur Aktuellen Stunde werden wir die Bundesregierung auffor-
dern, endlich zu handeln und die Ursachen des zunehmenden 
Medikamentenmangels wirksam zu bekämpfen. Die Bundesre-
gierung muss jetzt alle Kräfte bündeln und die Medika-menten-
beschaffung verbessern. Zusätzlich braucht es ein nationales 
Frühwarnsystem, um auf künftige Lieferengpässe bei versor-
gungsrelevanten Arzneimitteln rechtzeitig reagieren zu kön-
nen.

Bei der Reform des Gemeinsamen Europäischen 
Asylsystems die richtigen Akzente setzen

Der Rat der EU-Innenminister erzielte am vergangenen Don-
nerstag eine Einigung zur Reform des Gemeinsamen Europä-
ischen Asylsystems (GEAS). Nun kann der Trilog mit dem Eu-
ropäischen Parlament und der Kommission zum Abschluss der 
Gesetzgebung beginnen.  Diese Verhandlungen werden frühes-
tens Anfang 2024 beendet sein; das Gesetzespaket würde erst 
anschließend in Kraft treten.

Die Beschlüsse der EU-Innenminister zur Reform des Europä-
ischen Asylsystems sind ein erster Schritt in die richtige Rich-
tung. Die Ergebnisse reichen aber nicht aus, um die Asylmigra-
tion in die EU auf Dauer wirksam zu ordnen und zu begrenzen 
und für eine angemessene Lastenverteilung in Europa zu sor-
gen.

Das verpflichtende Grenzverfahren an der EU-Außengrenze 
entspricht einer langjährigen Forderung der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion. Bundesinnenministerin Faeser hat sich mit ihrem 
Ziel, den Kreis der vom Grenzverfahren betroffenen Personen 
deutlich zu verkleinern, nicht durchsetzen können. Sie war da-
mit in Europa weitgehend isoliert. 

Auch weitere Aspekte der Einigung sehen wir kritisch: Wenn 
etwa bei der Verteilung von Asylbewerbern weitreichende 
Familienbeziehungen eine Rolle spielen sollen, wird gerade 
Deutschland durch die vielen möglichen Anknüpfungs-Perso-
nen, die schon im Land sind, zusätzlich belastet.

Allen muss klar sein: Die Reform wird frühestens im Laufe des 
nächsten Jahres in Kraft treten. Von einem Erfolg wird man erst 
sprechen können, wenn die irreguläre Migration in die EU und 
nach Deutschland tatsächlich und spürbar sinkt. Unsere Kom-
munen, die jetzt schon jenseits der Belastungsgrenze sind, 

brauchen schnell Entlastung. Die Bundesregierung darf sich 
deshalb nicht hinter anstehenden Verhandlungen auf europäi-
scher Ebene verstecken. Die Zahl neu ankommender Migranten 
muss jetzt runter gehen. Hier steht die Bundesregierung in der 
Pflicht.

Kommunen bei der Unterbringung von Flücht-
lingen und Asylbewerbern unterstützen – Für 
eine bauliche Stärkung der sozialen Infrastruk-
tur durch praxistaugliche Vereinfachungsfristen 
im Baugesetzbuch

In dieser Woche befassen wir uns abschließend mit unserem 
Antrag Kommunen bei der Unterbringung von Flüchtlingen und 
Asylbewerbern unterstützen – Für eine bauliche Stärkung der 
sozialen Infrastruktur durch praxistaugliche Vereinfachungs-
fristen im Baugesetzbuch. Deutschland hat im Jahr 2022 über 1 
Million Menschen aufgenommen, die aus der Ukraine vor dem 
russischen Angriffskrieg geflohen sind. Mehr als ein Drittel 
darunter waren Kinder und Jugendliche. Wenngleich die Soli-
darität allerorten groß ist, kommen Kommunen und staatliche 
Institutionen mittlerweile an die Grenzen der Kapazitäten für 
Unterbringung und soziale Infrastruktur. Um den schnellen Bau 
von Unterkünften zu ermöglichen, sind § 246 Baugesetzbuch 
bestimmte Sonderregelungen für den Bau von Unterkünften 
für Asylantragsteller festgelegt. Mit unserem Antrag fordern 
wir: Wir müssen jetzt die Verlängerung der Regelungen in § 246 
BauGB beschließen, um Planungssicherheit für die Kommunen 
zu schaffen. Außerdem müssen die Sonderregelungen auch für 
den Bau von Kitas, Schulen und Obdachlosenheimen ausgewei-
tet werden, um zügigen Ausbau der überlasteten sozialen In-
frastruktur zu ermöglichen. Damit verbunden debattieren wir 
den Entwurf der Bundesregierung für ein Gesetz zur Stärkung 
der Digitalisierung im Bauleitplanverfahren und zur Änderung 
weiterer Vorschriften.  Mit dem eigentlichen GE will die Bun-
desregierung in Umsetzung des Koalitionsvertrages die Ver-
waltungs-, Planungs- und Genehmigungsverfahren deutlich be-
schleunigen, um private und staatliche Investitionen schneller 
umsetzen zu können. Zwar begrüßen wir diesen Gesetzentwurf 
grundsätzlich.  Er bleibt jedoch in allen Belangen hinter den Er-
wartungen zurück. Von den Regelungen zur Stärkung der Digi-
talisierung im Bauleitplanverfahren ist – wenn überhaupt – nur 
eine geringe Verfahrensbeschleunigung zu erwarten.

Deutschland braucht eine Nationale Sicher-
heitsstrategie

Deutschland braucht eine Nationale Sicherheitsstrategie. Nach 
langer Verzögerung und fast unendlichem internen Streit wird 
die Bundesregierung am Mittwoch die erste Nationale Sicher-
heitsstrategie für Deutschland im Kabinett beschließen. An-
schließend werden wir im Deutschen Bundestag darüber de-
battieren und unseren darauf bezogenen Antrag abschließend 
beraten. Zwar begrüßen wir grundsätzlich die Verabschiedung 
der Nationalen Sicherheitsstrategie. Schwächen zeigten sich 
jedoch im Erstellungsprozess, bei der Einbindung von Bundes-
tag und Bundesländern, sowie bei den wenig ambitionierten 
institutionellen Anpassungen. Wie es besser ginge, haben wir 
in unserem Antrag dargelegt: Mutiger, inklusiver, durchdachter, 
strategischer.

Mit steuerlichen Maßnahmen Wärmewende 
beschleunigen 

Im Gebäudesektor ist eine deutliche Steigerung der energeti-
schen Sanierungen notwendig. Nur so können wir die Klima-
ziele erreichen. Mit unserem Antrag Mit steuerlichen Maßnah-
men Wärmewende beschleunigen – den wir in dieser Woche 
abschließend beraten – zeigen wir die zahlreichen Hürden im 
Steuerrecht auf, die der Erreichung dieses Ziels entgegenste-
hen. Das – sowie zahlreiche weitere Punkte – wollen wir ändern, 
indem wir insbesondere folgende Maßnahmen fordern: Vermie-
ter neu zu bauender Gebäude sollen eine Sonderabschreibung 
geltend machen können. Für Vermieter bestehender Gebäude 
wollen wir die anschaffungsnahen Herstellungskosten refor-
mieren. Selbstnutzern neu zu bauender Gebäude wollen wir 
einen Sonderausgabenabzug ermöglichen, für Selbstnutzer be-
stehender Gebäude die energetische Sanierung überarbeiten. 
Wohnungseigentümergemeinschaften sollen unter die Stro-
meigenversorgung des EEG gefasst werden und für alle Steuer-
pflichtigen brauchen wir steuerliche Erleichterungen bei Photo-
voltaik-Anlagen.

Wiederaufbau der Ukraine fördern – Gewähr-
leistungsrahmen des Bundes nutzen

Wiederaufbau der Ukraine fördern – Gewährleistungsrahmen 
des Bundes nutzen. Der russische Angriffskrieg gegen die Uk-
raine hat auch die Wirtschaft des Landes schwer getroffen. Dies 
betrifft auch die Landwirtschaft der Ukraine, die oftmals als die 
Kornkammer Europas bezeichnet wird und die auch für die Ver-
sorgung vieler Menschen im Globalen Süden von enormer Be-
deutung ist. Bereits heute sollten wir ¬die Landwirtschaft in der 
Ukraine dabei unterstützen, die Folgen des Krieges zu überwin-
den. Mit unserem Antrag fordern wir, dass Deutschland hier-
bei eine führende Rolle übernimmt. Der Antrag zeigt auf, wie 
privatwirtschaftliche Investitionen mit Fokus auf den Agrar-
sektor in der Ukraine mit Unterstützung des Bundes gefördert 
werden können: Durch die Öffnung des Gewährleistungsrah-
mens des Bundes für Geschäfte der Deutsche Investitions- und 
Entwicklungsgesellschaft (DEG). Die DEG, die sich als Tochter 
der KfW-Entwicklungsbank in staatlicher Hand befindet, kann 
bei der Schaffung des Rahmens für die notwendigen Investiti-
onen in die Wirtschaft der Ukraine einerseits unterstützen. Mit 
unserem Antrag zeigen wir auf, wie wir den Wiederaufbau der 
Ukraine und damit gleichzeitig die weltweite Lebensmittelver-
sorgung unterstützen können.

Eines muss man Bundesminister Habeck nach wie vor zugeste-
hen: Geschichten erzählen kann er.

Im Petitionsausschuss hatten wir am Mittwochmorgen den Mi-
nister Robert Habeck geladen, da sein Staatssekretär in einer 
öffentlichen Sitzung des Petitionsausschusses am 08. Mai 2023 
gegenüber Petenten, über 61.000 Unterstützern, Parlamenta-
riern sowie der Öffentlichkeit erklärt hatte, es sei noch keine 
Favorisierung für den umstrittenen FSRU-Standort Mukran im 
Bundesministerium getroffen worden. Am nächsten Morgen 
war den Medien dann zu entnehmen, dass sich das Ministerium 
auf Mukran festgelegt hatte und dies auch bereits dem Meck-
lenburg-Vorpommerischen Landesminister Reinhard Meyer per 
Brief am 05. Mai mitgeteilt hatte.

Um diese Diskrepanz zu „erklären“, zog sich der Minister dann 
Mittwoch auf Wörter wie „formale Entscheidung“, „Positionie-
rung statt Festlegung“ und „konjunktivierten Brief“ zurück.
Wir hätten den Bürgern, vor allem den betroffenen Rügenern, 
gerne die Gelegenheit gegeben, die Sitzung mit- oder nachzu-
verfolgen. Leider wurde mein Antrag auf öffentliche Beratung 
und damit Transparenz von der Ampel abgelehnt.

Zurzeit prüfen wir zudem, inwieweit das Ministerium (erneut) 

einen Beschluss des Haushaltsausschusses und damit das Par-
lament missachtet hat, indem es mit den Arbeiten am Standort 
Mukran bereits begonnen hat. Dies war ihm eigentlich unter-
sagt worden. Sollten sich die Vorwürfe weiter erhärten, werden 
wir die Ampel auffordern, endlich das herrschaftliche Verhalten 
ihres Hauses zu beenden.

Durch die Festsetzung auf nur eine Fragerunde und der Frage-
und-Antwort-Zeit auf gerade einmal fünf Minuten pro Fraktion 
durch die Ampel konnte der Minister zudem meiner Nachfra-
ge nach den Rechtsgrundlagen für Arbeiten rund um Mukran 
und in der Ostsee ausweichen. Der Vorwurf steht hier im Raum, 
dass das Ministerium ohne eigentlich erforderliche rechtliche 
Grundlagen arbeitet, da die zugrundeliegende Novelle des 
LNG-Beschleunigungsgesetzes zwar das Bundeskabinett, aber 
nicht den gesetzgebenden Bundestag passiert hat.

Meine Kollegen aus dem Land Mecklenburg-Vorpommern, Si-
mone Borchardt und Philipp Amthor, und ich werden uns wei-
terhin für die Bürger und eine transparente Kommunikation 
einsetzen. Selbst die Ampel-Fraktionen kamen nicht umher, die 
Kommunikation des Ministers Habeck gegenüber der Öffent-
lichkeit zu kritisieren.

TERMINE UND AUSBLICK IM BUND
•	 13. Juni: Statistisches Bundesamt gibt Inflationsrate für 

Mai 2023 bekannt
•	 13. Juni: Deutscher Präventionstag mit Verleihung Deut-

scher Kinderschutzpreis
•	 13. Juni: Treffen der EU-Gesundheitsminister
•	 14. Juni: Ein Jahr vor Beginn der EURO 2024; BK Scholz 

trifft Fußball-Funktionäre
•	 14. Juni: Bundesweiter „Protesttag“ der Apothekenbranche 

für höhere Honorare
•	 14. Juni: Zinsentscheidung der Fed
•	 15. Juni: Zinsentscheidung der EZB
•	 15. Juni: Treffen der Euro-Gruppe
•	 15. Juni: Ende VN-Klimakonferenz in Dubai

•	 15. Juni: 11. Nationaler MINT-Gipfel mit BK Scholz 
•	 2-	 15. Juni: Ministerpräsidentenkonferenz mit BK Scholz 

(Thema u.a. Flüchtlingsfinanzierung)
•	 15. Juni: Jahreskonferenz des „Netzwerk Junge Bürgermeis-

ter*innen“; Motto „Mit starken Kommunen Zukunft gestal-
ten“; Video-Grußworte von BK Scholz und FV Merz

•	 15./16. Juni: Treffen der NATO-Verteidigungsminister
•	 16. Juni: BK Scholz besucht Übung „Air Defender 2023“ auf 

dem Fliegerhorst Jagel (SH)
•	 16. Juni: CDU-Bundesausschuss
•	 17. Juni: CDU-Konvent zum Grundsatzprogramm
•	 17. Juni: 70 Jahre Volksaufstand in der DDR 1953 mit zahl-

reichen Gedenkveranstaltungen

THEMEN DER WOCHE

THEMEN DER WOCHE

Bundesminister Habeck: 
Weiterhin instransparentes Vorgehen rund um 

das LNG-Terminal Mukran

WAHLKREIS AKTUELL

Schaufenster der Schlüsseltechnologie für die 
Wärmewende 2.0 – Haustechnik aktuell 2023 
zieht Zehntausende von Fachbesuchern

Zehntausende von Fachbesuchern, vom Produzenten über die 
Lieferanten von Individuallösungen bis zum Servicetechniker 
und Einkäufer drängen sich auf der Haustechnik aktuell 2023 
in Stuhr-Seckenhausen. Es ist wirklich bewundernswert, was 
das Team um Cordes & Gräfe Chef Michael Hardemann da mit 
seinem kompetenten Team und den Geschäftspartnern auf 
dem firmeneigenen Gelände auf die Beine gestellt hat: Die 
größte Messe ihrer Art in ganz Deutschland.

Dabei sind sich alle Beteiligten der Branche einig: Deutschland 
braucht die Wärmewende – es nur eine Frage des „wie“. So 
verkompliziert wie es die derzeitigen Verbotspläne der Am-
pelkoalition machen, schaffen wir nur ein weiteres unnötiges 
Bürokratiemonster. Das muss dringend geändert werden. Wir 
brauchen einen attraktiven Förderkatalog anstelle der Straf-
androhungen, die jetzt im Gesetzentwurf stehen. Gleichzeitig 
ist es wichtig, den Emissionshandel fortzusetzen, damit die 
Bereitschaft der Hauseigentümer steigt, aus eigenem Antrieb 
die Sanierungsbemühungen voranzutreiben.

Das gleiche gilt für den Umsetzungszeitraum. Der muss ins-
gesamt deutlich länger werden. Nichts spricht dagegen, bei 
künftigen Neubauten gleich eine zukunftsfähige Wärmetech-
nik einzubauen. Allerdings wäre es in Anbetracht von Liefer-
engpässen und hohem Bedarf an Fachkräften besser gewesen, 
mit den Praktikern im Handwerk zu sprechen, bevor man mit 
hehren Plänen zur Altbausanierung in die Öffentlichkeit geht 
und diese und die gesamte Branche damit total verunsichert.

Bei meinem Messerundgang mit Fachleuten der CGI sowie 

der HWT aus Oyten habe ich mich erneut davon überzeu-
gen können, mit welcher innovativen Kraft insbesondere die 
deutschen mittelständischen Unternehmen an praktikablen 
und schnell umsetzbaren Lösungen für die Wärmewende 2.0 
arbeiten. Auf der Haustechnik aktuell 2023 wird alles gezeigt, 
was an Schlüsseltechnologie in der Haustechnik, aber auch an 
digital unterstützter Wartung heute machbar, verfügbar und 
für morgen wichtig ist.

Es sind die Lösungen mit Weitblick, die mich wieder einmal 
fasziniert haben: Die Gasbrennwert-Heizung die mit einem 
relativ kostengünstigen Zusatzmodul zur zukunftsfähigen 
Heizung nachgerüstet werden kann. Das Clevere daran: Die 
Nachrüstung kann in einem Zeitraum von drei Jahren erfolgen 
und unterliegt damit keinem Zeitdruck. Einen ebenso hohen 
praktischen Wert hat ein System, bei dem die Wärmepumpe 
im Sommer für die Kühlung und im Winter für die Heizung 
genutzt werden kann.

Ich freue mich sehr darauf, dass die Fachbetriebe schon heute 
ihren Kunden solch überzeugende Lösungen anbieten können.
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Von links nach rechts; Meine engagierten Kollegen Simone Borchardt, Sabine Weiß und Philipp Amthor

Vielfältiger Besuch im Bundestag

Diese Woche haben mich gleich sechs Gruppen mit aus dem Wahlkreis im Bundestag besucht: Klassen von der IGS Oster-
holz-Scharmbeck, dem Gymnasium am Wall, dem Gymnasium Ottersburg sowie ein Ausbildungsjahrgang der Verwaltungsfach-
angestellten aus Osterholz und Verden. Auch über den Besuch unseres CDU-Stadtverbandes Osterholz-Scharmbeck habe ich 
mich sehr gefreut.

Insofern hatten wir diese Woche einen spannenden und vielfältigen Austausch zu dem parlamentarischen Betrieb und politi-
schen Themen bei dem sicherlich keine Frage unbeantwortet geblieben ist. 


